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I.


Zum Geleit



1. VORWORT



20 Jahre Forum Friedensethik (FFE) in der Evangelischen Landeskirche in Baden sind eine beachtliche Zeit für eine Basisinitiative. Ihre Mitglieder engagieren sich für den Frieden, teils weil sie selbst noch Kriegs- und Fluchterfahrungen im Zweiten Weltkrieg machen mussten und deshalb die zehn Jahre später einsetzende Remilitarisierung Deutschlands nicht gutheißen konnten, teils weil sie sich der Wehrpflicht bei der Bundeswehr verweigert haben oder weil sie die zunehmende Militarisierung der Außen- und Sicherheitspolitik ablehnen. Sie eint die Überzeugung, dass, wer den Frieden will, diesen und nicht den Krieg vorbereiten muss. Dabei sehen sie in der biblischen Friedensbotschaft eine wichtige Quelle der Orientierung und Inspiration für eine friedensfördernde Politik.


Das FFE versteht sich als ein Ort in der Landeskirche, an dem der offene Dialog über Fragen von Sicherheit und Frieden kontinuierlich möglich ist. Ebenso sucht der FFE-Leitungskreis immer wieder den Kontakt mit den Verantwortlichen in Kirche und Politik, um das friedenslogische, also am Ziel des Friedens orientierte Denken und Handeln zu fördern und zu einer zivilen Sicherheitspolitik anzuregen. Einige dieser Impulse haben bereits Früchte getragen, andere erfordern weitere ausdauernde Bemühungen.


Dankenswerterweise hat sich Gründungsmitglied Wilhelm Wille der Aufgabe gestellt, diese zwei FFE-Jahrzehnte im Kontext der Entwicklungen in Politik und Kirche in anschaulicher Weise nachzuzeichnen.


Die Anregung zum Titel unserer Festschrift gab Manfred Jeub, dessen Predigt diesen eingangs erläutert und einen wichtigen Aspekt unseres Engagements für Gerechtigkeit und Frieden aufzeigt. Dirk-M. Harmsen erstellte den Dokumententeil.


Wir danken Herrn Landesbischof Prof. Dr. Jochen Cornelius-Bundschuh, Frau Karen Hinrichs, Geschäftsführende Direktorin des Friedensinstituts an der Evangelischen Hochschule Freiburg, Frau Wiltrud Rösch-Metzler, Vorstandsvorsitzende von pax christi Rottenburg-Stuttgart, Herrn Pfarrer Dr. Mitri Raheb, Founder and President of Dar al-Kalima University College of Arts and Culture in Bethlehem und Mitunterzeichner von Kairos Palästina, Herrn Rechtsanwalt Ullrich Hahn, Präsident des Deutschen Zweigs des Internationalen Versöhnungsbundes, Herrn Stefan Maaß, Friedensbeauftragter der Evangelischen Landeskirche in Baden, und Herrn Clemens Ronnefeldt, Referent für Friedensfragen beim deutschen Zweig des Internationalen Versöhnungsbundes, für ihre Grußworte in dieser Festschrift.


Unser Dank gilt ebenso dem Ökumenischen Institut für Friedenstheologie als Kooperationspartner bei der Herausgabe unserer Festschrift und dort insbesondere Peter Bürger für editorische Beratung und Betreuung der Buchgestaltung.


Last but not least danken wir unseren Mitgliedern für die Beteiligung an unseren Studientagen, Studienreisen und Aktionstagen sowie für die ideelle und finanzielle Unterstützung.


Für den FFE-Leitungskreis: Theodor Ziegler





2. GRUßWORT


VON PROF. DR. JOCHEN CORNELIUS-BUNDSCHUH1



Im Namen der Evangelischen Landeskirche in Baden grüße ich Sie herzlich und gratuliere Ihnen zum 20-jährigen Jubiläum. Mit großer Beharrlichkeit, viel persönlichem Engagement und einer intensiven Auseinandersetzung mit den Erkenntnissen der Friedensforschung und -pädagogik haben Sie die Debatte über die Friedensethik nicht nur in unserer Landeskirche befördert. Mein besonderer Dank gilt dem ehrenamtlichen Leitungskreis, der über die Jahre die drängenden aktuellen Fragen sensibel wahrgenommen und geeignete Themen für die jährlichen Studientage identifiziert hat; der die Veranstaltungen organisierte und die Mitglieder in Rundbriefen informierte. Die Kirchenleitung konnte in den vergangenen zwanzig Jahren in ihren Entscheidungen davon profitieren, wenn das Forum Friedensethik Positionen gründlich erarbeitet und breit diskutiert hatte.


Sie haben stets die aktuellen friedenspolitischen Herausforderungen im Blick gehabt und zugleich dezidiert nach einer biblisch begründeten Friedenstheologie gefragt. Diese Fähigkeit, beide Perspektiven in ein spannungsvolles und konstruktives Miteinander zu bringen, hat ihren Überlegungen eine besondere Kraft verliehen. Sie haben damit wesentlich dazu beigetragen, dass die Evangelische Landeskirche in Baden sich so stark in der Friedensarbeit engagierte und seit 2013 auf dem Weg ist, verbindlicher „Kirche des gerechten Friedens“ zu werden.


Auch wenn die Landeskirche und das Forum nicht immer in der gleichen Geschwindigkeit und politischen Eindeutigkeit unterwegs sind; wir sehen uns wechselseitig als Teil der Friedensbewegung Gottes, wie sie sich uns in der Liebe Christi zeigt. Sie drängt uns, vor Ort in unseren Gemeinwesen, aber auch weltweit realistisch, mutig und gelassen, kritisch und selbstkritisch konkrete Schritte zu gehen, um politische Akteure und einzelne Menschen dazu zu befähigen, in Konflikten handlungsfähig zu werden, ohne (militärische) Gewalt anzuwenden.


Ich wünsche dem Forum Friedensethik, dass es ihm gelingt, immer wieder neu Menschen für diese Arbeit zu gewinnen, damit wir auch in Zukunft viele Impulse bekommen, wie wir als Landeskirche beitragen können zu einer „Kultur der Gewaltfreiheit und des Friedens“, die Vielfalt, demokratische Teilhabe und die Fähigkeiten zur Konflikttransformation nachhaltig fördert.


Gottes Segen,


Ihr


Landesbischof Prof. Dr. Jochen Cornelius-Bundschuh





1 Prof. Dr. Jochen Cornelius-Bundschuh ist Landesbischof der Evangelischen Landeskirche in Baden.





3. GRUßWORT


VON ULLRICH HAHN2



Mit großer Freude reihe ich mich in die Schar der Frauen und Männer ein, die dem FFE zum 20-jährigen Bestehen gratulieren.


Bereits bei seiner Gründung und all die Jahre danach haben immer auch Mitglieder des Versöhnungsbundes im Forum aktiv mitgearbeitet. Schon daraus wird deutlich, dass die Anliegen unserer Organisationen weitgehend übereinstimmen. Auch der Versöhnungsbund ist bestrebt, auf die Kirchen einzuwirken, damit die theologische Legitimierung von Militär und Gewalt zu Gunsten eines friedenskirchlichen Zeugnisses überwunden wird.


Dass die Badische Landeskirche diesen Weg eingeschlagen hat und hier beispielhaft für alle anderen Kirchen der EKD vorangegangen ist, hat wohl auch viel mit der Arbeit des Forums und seiner Mitglieder zu tun.


Hilfreich war dafür sicher auch die institutionelle Unabhängigkeit von der Kirche: Es ist ein Forum nicht der Kirche, aber bewusst in der Kirche, die auf ihrem Weg in der Welt sympathischer Kritik bedarf.


Um der Badischen Kirche willen wünsche ich dem Forum weiterhin Mut zum offenen Wort und keine Scheu vor den damit verbundenen Konflikten sowie einen langen Atem zur Weiterarbeit für Frieden und Gerechtigkeit.





2 Rechtsanwalt Ullrich Hahn ist Präsident des Internationalen Versöhnungsbundes Deutscher Zweig.





4. GRUßWORT


VON KAREN HINRICHS3



20 Jahre! Das ist ein Grund zum Feiern, auch mitten in diesen von einer Pandemie geprägten Zeiten. Es ist ein Anlass, zurückzuschauen – staunend und dankbar, was in zwei Jahrzehnten so alles gewachsen ist. Traurig über die Mitglieder des FFE, die schon verstorben sind. Nachdenklich, kritisch und selbstkritisch blättere ich durch die vielen Seiten mit Texten, die seit der Gründung des Forums Friedensethik im Januar des Jahres 2000 entstanden sind. So viele Rundbriefe – 53 genau –, so viele Erklärungen, Statements, Dokumentationen von Jahrestagungen, das reicht für eine ganze Ausstellung oder ein Buch. In den Dokumenten spiegeln sich alle friedensethischen und friedenspolitischen Diskussionen dieser Zeit.


Ich denke zurück an die Situation in den Jahren 1999 und 2000, denn auch das FFE hat ja eine Vorgeschichte. Ein Zeitungsartikel vom 21. April 1999 aus der Badischen Zeitung erinnert uns an die damaligen Auseinandersetzungen um Militärinterventionen der Nato im Jugoslawienkrieg. Der Titel: „Bischöfe sind für den Krieg“. Darin hieß es: „Die katholische und evangelische Kirche in Deutschland haben erstmals umfassend Stellung bezogen zum Krieg im Kosovo. Trotz völkerrechtlicher Bedenken halten sie ihn für gerechtfertigt. Allerdings raten sie dringend, eine politische Lösung zu suchen unter Einbeziehung der UNO und Russlands.“ (BZ FR 21.04.1999).


Als dieser Artikel erschien, war ein kleiner Kreis schon mit der Erarbeitung eines Aufrufs und einer Unterschriftensammlung befasst, die in der Badischen Landeskirche für einiges Aufsehen sorgte. Ein Pfarrerehepaar aus Lahr – mein Mann, Dietrich Becker-Hinrichs, und ich – hatte einen Textentwurf für den Aufruf und eine ausführliche friedensethische Begründung geschrieben. Wir haben dann einige Leute aus dem früheren Arbeitskreis Soziale Verteidigung und dem Ökumenischen Netz sowie Jürgen Stude und Martin Höfflin von der Arbeitsstelle Frieden um Mitwirkung angeschrieben. Innerhalb weniger Tage wurden 50 Erstunterzeichner*innen für die Lahrer Erklärung „Christen aus der Evangelischen Landeskirche in Baden sagen Nein zum Krieg“ gesammelt und der Text ab dem 25. April 1999 an die Badische Kirchenleitung und die Presse gesendet. Nicht per Mail, das nutzten wir damals noch nicht, sondern per Fax. Auch die Unterschriftensammlung geschah nicht online, sondern per Brief und Fax. Innerhalb von nur einem Monat unterschrieben 1.600 Menschen aus der Landeskirche die Erklärung, in der es hieß: „Angesichts des Krieges um den Kosovo können wir als Christen nicht schweigen. Wir verurteilen die menschenverachtende Gewalt des jugoslawischen Militärs gegen die albanische Bevölkerung im Kosovo! Wir verurteilen das massive Bombardement Jugoslawiens durch Nato-Streitkräfte, das den Menschen im Kosovo nicht hilft. […] Wir rufen die politisch Verantwortlichen in unserem Land auf: Beenden Sie die Bombardierungen!“


Einen ganzen Ordner mit Reaktionen haben wir gesammelt, die Pressemeldungen und die Pressemappe für ein Gespräch mit Landesbischof Fischer Ende Mai. Nicht nur bei ihm, sondern auch bei kirchenleitenden Personen aus anderen Kirchen und in der Öffentlichkeit war zwischen Ostern und Pfingsten 1999 ein Umdenken zu erkennen. Angesichts der Eskalation des Konfliktes und der vielen zivilen Opfer machte sich Ratlosigkeit breit. Viele forderten ein Aussetzen der Bombardierungen. Im Nachhinein wurde deutlich, dass im Schatten des Nato-Bombardements die Vertreibungen noch weiter zugenommen hatten.


Die heftigen Diskussionen in der Gesellschaft und in den Kirchen um den Nato-Einsatz waren bestimmt von dem bis heute erzählten Narrativ, nur durch ein militärisches Eingreifen von außen könnten Völkermord und Vertreibungen gestoppt werden.


Die Diskussionen um die ethische Legitimierung eines als „Ultima Ratio“ „gerechtfertigten Militäreinsatzes“ und die Bombardierungen setzten sich später angesichts weiterer Kriege fort und dauern bis heute an. Nach 20 Jahren müssen wir im kritischen Rückblick auf den Kosovokrieg, der bei einer Tagung zum 10-jährigen Bestehen des FFE mit General Loquai reflektiert wurde, und im Rückblick auf den Afghanistankrieg und andere Kriege sagen: Die westlichen Interventionen sind allesamt gescheitert. Sie waren und sind bis heute ethisch nicht legitim. Sie haben den Schaden immer vergrößert und keinen Völkermord verhindert. Sie haben den Terror größer gemacht und viele Länder ins Chaos gestürzt. Ich erwähne an dieser Stelle Libyen und den Irak, aber auch Afghanistan. Vor diesen Entwicklungen wurde schon auf den ersten Tagungen des FFE mit Weitsicht und Klarsicht gewarnt.


Aber noch einmal zurück zu den Anfängen:


Im Juni 1999 lud die Evangelische Akademie Baden zu einer friedensethischen Tagung nach Bad Herrenalb ein. Dort, am Rande der Tagung, beschlossen wir, das Forum Friedensethik zu gründen. Über die Bezeichnung Forum Friedensethik und die Zielsetzungen gab Albert Schäfer im ersten Rundbrief Auskunft:




„Auf der Akademietagung wurde dann die Absicht entwickelt, entschlossener an der Friedensfrage weiterzuarbeiten. […] Die Absicht: Der Begriff ‚Forum‘ soll deutlich machen: Wir wollen eine Arbeit aufnehmen, bei der wir nicht immer gleich von gemeinsamen Positionen ausgehen. Wir wollen – wie das ja am Kosovo deutlich war – die unterschiedlichen Meinungen miteinander ins Gespräch bringen. Es sollen nicht die einen dort (die Befürworter eines Militäreinsatzes z. B.) und die anderen hier (die Gegner) sich sammeln, sondern das Ringen um die Urteilsbildung soll institutionalisiert und dadurch qualifiziert werden. Der Begriff ‚in der Evangelischen Landeskirche Baden‘ soll deutlich machen: wir arbeiten und argumentieren auf der Basis der Identifizierung mit unserer Kirche. Wir sind z. B. die Mitglieder, die nach Grundordnung auch Anträge an die Landessynode stellen können. Wir sind die Stimmen, die für ‚ihre‘ Kirchenleitung den Anspruch auf Gehör geltend machen oder auch die ‚ihrer‘ Kirchenleitung und ‚ihren‘ Mitgliedern zuarbeiten durch gründliche Erarbeitung. Der Begriff ‚Friedensethik‘ soll deutlich machen: wir legen Wert auf die ethische Grundlegung des politischen Urteils. Wir wollen die christliche Stimme im Stimmengewirr der Welt deutlich vernehmen lassen.“


(1. Rundbrief des FFE, 1/2000, S. 2).





Im Rückblick auf 20 Jahre FFE lässt sich durchaus belegen, dass die damaligen Ziele eingelöst wurden. Denn bei jeder Tagung sind unterschiedliche Meinungen vorgetragen worden und wurden kontrovers diskutiert. Das spiegeln die Rundbriefe und so manche schriftlich geführten Auseinandersetzungen. Wir waren und sind uns bis heute nicht in allem einig, das wäre ja auch langweilig!


Es gab und gibt im FFE ein aufrichtiges Ringen um Einschätzungen von politischen und kirchlichen Positionen und Perspektiven, um Stellungnahmen und Erklärungen, um Aktionen und Bündnisse, um Frieden im Mikrobereich, im Meso- und Makrobereich. Aber dafür ist so ein Forum eben da! Es ist Teil einer guten Streitkultur und eine solche steht uns als Christinnen und Christen gut an. Ein verantwortliches ethisches Argumentieren und eine solche Streitkultur sind heute – angesichts von Verschwörungsideologien, Orientierungslosigkeit, Angst und Verunsicherung allenthalben – vielleicht noch wichtiger als vor Corona-Zeiten.


Welche Wirksamkeit das FFE in den vergangenen 20 Jahren gehabt hat, lässt sich vielleicht erst mit dem Abstand einiger weiterer Jahre beurteilen. Ich bin jedoch sicher, dass der friedensethische Diskussionsprozess in der Evangelischen Landeskirche ohne die Impulse der Menschen, die sich im FFE zusammengeschlossen haben, keine so nachhaltige Wirkung auf die Diskurse in der EKD und darüber hinaus gehabt hätte.


Ich hoffe, dass wir im Herbst 2021 wieder unter anderen, nicht von der Pandemie bestimmten Bedingungen eine Tagung durchführen können. Und ich bin zuversichtlich, dass wir in 5 Jahren ein großes Jubiläum feiern können.


Doch nun freue ich mich auf diesen Abend, den Festvortrag von Andreas Zumach und den morgigen Studientag!





3 Pfarrerin Karen Hinrichs ist Geschäftsführende Direktorin des Friedensinstituts an der Evangelischen Hochschule Freiburg.





5. GRUßWORT


VON STEFAN MAAß4



Im September 2002 begann ich als Dekade-Beauftragter für Gewaltprävention bei der Evangelischen Landeskirche in Baden. Mein Schreibtisch war im Büro der Arbeitsstelle Frieden. So ist es nicht verwunderlich, dass ich auch das Forum Friedensethik sehr schnell kennenlernte, da sowohl mein damaliger Chef Dietrich Zeilinger als auch mein Kollege Jürgen Stude in der Arbeitsstelle Frieden zu den Gründungsmitgliedern zählen. Als ich 2003 dann bei der Arbeitsstelle Frieden anfing, wurde der Kontakt intensiver. Ich freue mich sehr über die Herausgabe dieses Buches, da es nicht nur die Geschichte des Forums Friedensethik dokumentiert, sondern auch Einblicke in die friedensethische Diskussion der letzten 20 Jahre und das Ringen um den Weg der Kirche auf dem Weg des Friedens gewährt.


Vor sieben Jahren hat die Evangelische Landeskirche beschlossen, „Kirche des gerechten Friedens“ zu werden. Das Friedensengagement der Landeskirche erscheint vielen Menschen in unserer Kirche als normal. Dass dies nicht immer so war, dokumentiert dieses Buch ebenso wie auch den Anteil, den die Menschen im Forum Friedensethik an dieser Veränderung hatten.


„Und alles begann mit dem Kosovo-Krieg!“, könnte man in Anlehnung an eine Fernsehdokumentation über den Kosovo-Krieg sagen. Die Kirchen waren nicht in der Lage, eine klare friedensethische Position zu beziehen. Dies war der Anlass zur Gründung des Forums Friedensethik und dies auch mit der Unterstützung der Arbeitsstelle Frieden. Und als ich hier die Geschichte der Entstehung des Forums Friedensethik las, erinnerte ich mich an den Beginn meiner Tätigkeit bei der Arbeitsstelle Frieden. 2003 wollten wir eine landeskirchliche Stellungnahme zum Kosovo-Krieg. Dies wurde mit der Begründung abgelehnt, dass wir keine eigenen Stellungnahmen machen, da dies die Einheit der evangelischen Kirche gefährden könne. Die Landeskirche wartet auf Stellungnahmen der EKD und schließt sich dann an, so wurde mir erklärt. Heute haben wir als Landeskirche auf dem Weg zu einer Kirche des gerechten Friedens eine ganz andere Haltung zum Umgang mit friedensethischen Herausforderungen. Zu dieser Veränderung hat das Forum Friedensethik mit seinen Mitgliedern einen wesentlichen Beitrag geleistet, wie man in diesem Buch leicht erkennen kann. Die Kooperation zwischen der Arbeitsstelle Frieden und dem Forum Friedensethik war in drei Phasen von besonderer Bedeutung. Erstens bei der Gründung, zweitens beim Start und der Begleitung des friedensethischen Prozesses und drittens beim Weiterverbreiten des Beschlusses in andere Landeskirchen über den Karlsruher Aufruf. Wie das Forum Friedensethik hatte auch die Arbeitsstelle Frieden das Anliegen, den gewaltfreien Weg Jesu in die badische Landeskirche zu bringen. Das Forum Friedensethik bot nun die Möglichkeit, aus diesem Anliegen heraus gemeinsame Veranstaltungen anzubieten und damit einen Raum für eine inhaltliche Diskussion zu bieten. Das Forum Friedensethik half, die Vernetzung entsprechender Akteure zu verbessern. Dies wirkte sich dann im Zusammenhang mit der Diskussion um den friedensethischen Prozess positiv aus. Denn durch die Verbindung sowohl über die ehemaligen KDV-Berater der Arbeitsstelle Frieden als auch über Mitglieder des Forums Friedensethik gelang es, eine Arbeitsgruppe zu bilden, die als Koordinationskreis den friedensethischen Diskurs in der Landeskirche unterstützte. Die Gruppe traf sich regelmäßig und überlegte, wer in den Kirchenbezirken das Positionspapier der Landeskirche thematisieren könnte. Viele Mitglieder dieser Gruppe boten sich auch selbst als kompetente Referentinnen und Referenten für bezirkliche Veranstaltungen an. Gleichzeitig wurde in dieser Gruppe auch inhaltlich über die friedensethische Position diskutiert.


Nach dem friedensethischen Beschluss am 24. Oktober 2013 traf sich die Gruppe weiterhin regelmäßig, um die Umsetzung des Beschlusses zu unterstützen. Mittlerweile wurden auch immer mehr Mitglied des Forums Friedensethik. Im Frühjahr 2015 trat die Arbeitsstelle Frieden mit der Idee des Karlsruher Aufrufs an das Forum Friedensethik heran mit dem Ziel, einen ähnlichen Prozess wie in Baden auch auf der EKD-Ebene bzw. in den anderen Landeskirchen zu starten. Gemeinsam wurde ein Text erarbeitet, der insbesondere auf dem Kirchentag in Stuttgart 2015 verteilt wurde. Der Karlsruher Aufruf verstärkte das Interesse anderer Landeskirchen an dem friedensethischen Beschluss in Baden und führte mit dazu, dass sich immer mehr Landeskirchen mit christlicher Friedensethik befassten. Im Herbst 2016 befasste sich auch die badische Landessynode mit dem Karlsruher Aufruf und die badischen EKD-Synodalen beschlossen, den Aufruf zu unterstützen und auch einen entsprechenden Antrag bei der EKD-Synode in Magdeburg einzureichen. Ich konnte ihn dann der Präsidentin der EKD-Synode in Magdeburg übergeben. Der Pressearbeit der evangelischen Friedensarbeit ist es zu verdanken, dass von der Übergabe öffentlich berichtet wurde. Die EKD-Synode beschloss, bis zur Synode 2017 die Tätigkeiten der Evangelischen Kirche zu sammeln und eine Übersicht zu erstellen. Diese Übersicht führte dann mit dem Antrag des Friedensbeauftragten der EKD, Renke Brahms, dazu, dass die Synode für die EKD-Synode 2019 einen Thementag „Frieden“ beschloss. Die Vorbereitung sollte zum ersten Mal partizipativ in einem zweijährigen Prozess erfolgen. 2019 fand schließlich die sogenannte „Friedenssynode“ in Dresden statt. Ich habe Zweifel, ob diese Friedenssynode 2019 stattgefunden hätte, wenn nicht durch den Karlsruher Aufruf sowohl verschiedene Landeskirchen sensibilisiert als auch die Synode formal gefragt worden wäre.


Wo stehen wir heute, nach 20 Jahren Forum Friedensethik? Es gibt inzwischen durch den friedensethischen Prozess mehr Angebote zum Thema Frieden und die Landeskirche versteht sich inzwischen als eine Kirche auf dem Weg zur Kirche des gerechten Friedens. Heute gibt es klarere Aussagen der Landeskirche zu friedensethischen Fragen als 1999. Da stellt sich die Frage: Braucht es dann das Forum Friedensethik noch oder hat es seine Ziele erreicht und kann in Rente gehen? Ich meine ja, wir brauchen auch weiterhin das Forum Friedensethik, denn hier bietet sich die Möglichkeit, niedrigschwellig sich über friedensethische Themen zu informieren und zu diskutieren. Das Forum Friedensethik lädt jede und jeden zur Mitarbeit ein. Und auch heute brauchen wir als Landeskirche Menschen, die sich für den Frieden engagieren und denen unsere Landeskirche am Herzen liegt. Deshalb hoffe ich, dass das Buch große Verbreitung erfährt, da es zeigt, wie Friedensengagement in der Kirche aussehen kann.


Zum Schluss möchte ich noch einen Wunsch aussprechen: Möge der Leitungskreis des Forums Friedensethik daran denken, den Anteil seiner weiblichen Mitglieder wieder zu erhöhen. Dieser Wunsch geht vor allem an die weiblichen FFE-Mitglieder, im Leitungskreis mitzuarbeiten.





4 Landesjugendreferent Stefan Maaß ist Friedensbeauftragter der Evangelischen Landeskirche in Baden.





6. GRUßWORT


VON WILTRUD RÖSCH-METZLER5



Liebe Mitglieder, Freundinnen und Freunde des Forums Friedensethik,


Als ich die Rundbriefe des Forums aus den letzten 20 Jahren durchgeschaut habe, fand ich dort viele Themen, die auch in anderen Friedensorganisationen in Deutschland diskutiert werden: Kosovo und Irak-Krieg, deutsche Rüstungsexporte, EU-Militarisierung, Auslandseinsätze der Bundeswehr, etwa in Afghanistan, der mögliche Krieg gegen den Iran, die Militärseelsorge, die Aufrüstung mit Drohnen, gezielte Tötungen, gewaltfreie Konfliktbearbeitung und vieles mehr.


Aber ich habe auch Spezifika gefunden: die starke Verwurzelung im Glauben, die Beschäftigung mit einem Konflikt, um den viele Friedensorganisationen einen großen Bogen machen, der israelischen Besatzung palästinensischer Gebiete und die enge Bindung an die badische Landeskirche und das Projekt „Sicherheit neu denken“.


Christliche Friedensethik bietet immer noch ein Schlupfloch für Krieg. Und ich glaube, das will das Forum Friedensethik stopfen. Aufgewühlt durch den völkerrechtswidrigen Kosovo-Krieg, der die Friedensbewegung entzweite und die Kirchen zur Bombardierung Belgrads schweigen ließ, gründeten Christ*innen das Forum, um „den hoffnungslosen Weg des Krieges und der Gewalt“ nicht mitzugehen und die geistlichen Einsichten nicht zu verraten, „die uns nach dem Zweiten Weltkrieg zugewachsen sind: ‚Krieg darf nach Gottes Willen nicht sein.‘„ Die traditionelle Lehre vom gerechten Krieg könne unter den heutigen Lebens- und Erkenntnisbedingungen nicht mehr das Friedensgebot des Evangeliums und die politische Vernunft zusammenbringen. Das Forum forderte, dass die traditionelle Lehre vom gerechten Krieg ersetzt wird durch eine Lehre vom gerechten Frieden. Entsprechend müsse Politik gestaltet werden. Ein klares Nein zur gegenwärtigen Rechtfertigung militärischer Gewalt als eines Mittels der Politik und zur schweigenden Hinnahme dieser Entwicklung sei fällig.


Die Arbeitsweise des Forums lässt sich am Umgang mit dem Nahostkonflikt beobachten. Zunächst ein vorsichtiges Herantasten an das Thema, dann ein Eintauchen in die Materie und schließlich das Entwickeln von Standfestigkeit. Seit der Anti-BDS-Resolution des Bundestages vom Mai 2019 – BDS steht für Boykott, Investitionsstopp und Sanktionen gegen Israel, bis das Land Völkerrecht und Menschenrechte einhält – ist diese Arbeit noch schwieriger geworden. Raumverbote sind aber auf Dauer nicht haltbar, wie erste Gerichtsurteile zeigen und der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat entschieden: BDS ist durch Meinungsfreiheit geschützt.


Das Forum versteht sich innerhalb der badischen Landeskirche. Das ist seine große Stärke. Es weiß, an wen es seine Erkenntnisse und Forderungen richten muss, meist an die Synode, manchmal an den Bischof, manchmal an die Gemeinden. Ihm ist gelungen, dass friedensethische Fragen ihren Platz in der Landeskirche gefunden haben, die Kirche des gerechten Friedens werden will. Ein Baustein dieser Kirche ist das Forum Friedensethik.





5 Die Journalistin Wiltrud Rösch-Metzler ist Co-Sprecherin der Kooperation für den Frieden und Vorsitzende von pax christi Rottenburg-Stuttgart.





7. GRUßWORT


VON DR. MITRI RAHEB6



Zum zwanzigjährigen Bestehen des Forums Friedensethik möchte ich Ihnen herzlich gratulieren. Ich habe die Arbeit des Forums zwar nur von Weitem verfolgen können, hatte aber die Gelegenheit, im Jahre 2011 an Ihrem Studientag zum Thema Kairos Palästina teilnehmen zu können. Die Arbeit des Forums ist wichtig nicht nur innerhalb der badischen Landeskirche, sondern auch deutschlandweit. Für uns in Palästina ist das Forum ein wichtiger Partner, der immer wieder Courage gezeigt hat: Wenn andere kirchliche oder politische Kreise geschwiegen haben, was die israelische Besatzung angeht, hat das Forum sich verpflichtet gefühlt, Menschenrechtsverletzungen beim Namen zu nennen. Das Forum war für uns daher eine prophetische Stimme, die sich nicht in der Gruppe der Hofpropheten eingereiht hat, sondern die Tradition der Bekennenden Kirche weiterführt. Im Namen der Menschen und Christen in Palästina sage ich: Vielen Dank!


Als das Forum im Jahre 2000 gegründet wurde, gab es viel Anlass zur Hoffnung: Der kalte Krieg war schon Geschichte geworden, Menschen freuten sich auf die Millenniumsfeier, der Friedensprozess unter Clinton war in vollem Schwung. Die Welt hat sich in den letzten zwanzig Jahren zum Schlechteren gewandelt: Die aussichtlose Lage in Palästina hat zur zweiten Intifada geführt, israelische Kolonien haben sich verdreifacht, der sogenannte „arabische Frühling“ hat zur Zerstörung mehrerer arabischer Länder geführt, rechtsradikale Kräfte sind stärker geworden, der Populismus hat mit Trump und Netanjahu einen neuen Höhepunkt erreicht. Von China und Weißrussland bis Ägypten, von Brasilien bis Indien schrumpfen zivile Räume. Die Errungenschaften der Nachkriegszeit sind bedroht. Das internationale Recht wird in Frage gestellt und Menschenrechte sind nicht mehr so selbstverständlich. Die COVID-19-Pandemie hat die Reichen noch reicher gemacht und die Armen noch ärmer. Wer hätte so eine Entwicklung jemals für möglich gehalten?


Auf der anderen Seite haben die Demonstrationen infolge der Ermordung von George Floyd deutlich gemacht, dass die unterdrückten Völker und Gruppen sich niemals mit ihrer Unterdrückung abgeben werden. Indigene Völker wie Palästinenser, Menschen in Kaschmir und Lateinamerika zeigen Resilienz. In diesem Zusammenhang entstehen neue Konzepte für transnationale Solidarität. Kreativer Widerstand, von dem wir in dem Kairos-Dokument geschrieben haben, ist wieder gefragt.


In diesem geopolitischen Kontext wird die Arbeit des FFE umso wichtiger. Ich ermutige Sie alle, dranzubleiben und sogar die Arbeit zu intensivieren. Eine prophetische Friedensethik ist heute mehr gefragt denn je. In diesem Sinne gratuliere ich Ihnen zum zwanzigjährigen Jubiläum und wünsche Ihnen viel Kraft, Phantasie und Ausdauer. Wir brauchen diese Stimme gerade jetzt und für die nächsten zwanzig Jahre.





6 Dr. Mitri Raheb ist Pfarrer der Evangelisch-Lutherischen Weihnachtskirche in Bethlehem und Präsident der Dar al-Kalima-Universität für Kunst und Kultur in Bethlehem.





8. GRUßWORT


VON CLEMENS RONNEFELDT7



Im Januar 2000 wurde das Forum Friedensethik (FFE) gegründet.


Zum 20-jährigen Jubiläum am 20.11.2020 in Karlsruhe im Albert-Schweitzer-Saal möchte ich allen, die das Forum initiiert haben und bis heute zwei Jahrzehnte begleiten, ebenso auch allen, die später dazugestoßen sind, ganz herzlich gratulieren.


Das Forum Friedensethik schafft es seit der Jahrtausendwende, immer wieder hochkarätige Veranstaltungen zu initiieren, auf denen aktuelle friedenspolitische Themen einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.


Durch die hervorragende Dokumentationsarbeit des Forums sowohl in Form von Rundbriefen als auch durch die Zurverfügungstellung von Veranstaltungs-Referaten auf der Homepage hat das Forum sich einen festen Platz unter den führenden friedensethischen kirchlichen Organisationen in Deutschland erarbeitet.


Mehrfach durfte ich selbst an Veranstaltungen teilnehmen und auch als Referent mitwirken – und habe dabei besonders den menschlichen Umgang miteinander sehr geschätzt.


Den Verantwortlichen des Forums Friedensethik war es stets gelungen, eine offene und einladende Atmosphäre zu schaffen, auf der auch kontroverse Themen in gegenseitigem Respekt ausdiskutiert werden konnten.


Ich wünsche dem Forum Friedensethik, dass es in diesen spannungsgeladenen gegenwärtigen Zeiten weiterhin mit Tatkraft zu Veranstaltungen aller Art einlädt und damit zum Frieden beiträgt.





7 Diplom-Theologe Clemens Ronnefeldt ist Referent für Friedensfragen beim Deutschen Zweig des Internationalen Versöhnungsbundes.





II.


„Sie sagen Friede, Friede …“


Eine Predigt zum Titel des Buches8



(2014)


Manfred Jeub




„So spricht der HERR: Ich sehe und höre, dass sie nicht die Wahrheit reden. Es gibt niemand, dem seine Bosheit leid wäre und der spräche: Was hab ich doch getan! Sie laufen alle ihren Lauf wie ein Hengst, der in der Schlacht dahinstürmt. Wie könnt ihr sagen: ‚Wir sind weise und haben das Gesetz des HERRN bei uns‘? Istʼs doch lauter Lüge, was die Schreiber daraus machen.


Denn sie gieren alle, Klein und Groß, nach unrechtem Gewinn; Priester und Propheten gehen mit Lüge um und heilen den Schaden meines Volks nur obenhin, indem sie sagen: ‚Friede! Friede!‘, und ist doch nicht Friede.“ (Jer 8,6ff.)





Liebe Schwestern und Brüder,


bei diesem Predigttext ist mir vor Jahren einmal ein Licht aufgegangen, d. h. ein Zusammenhang ist mir evident geworden, den ich für zunehmend wichtig erachte. Ich befasste mich damals gerade intensiver mit Mahatma Gandhi und es war wohl auch die unerwartete Parallele, die mich aufmerksam machte auf den Zusammenhang von diesen dreien: Wahrheit, Gerechtigkeit und Frieden. Dass Gerechtigkeit und Frieden zusammenhängen, das ist uns wohl geläufig. Unrechtsverhältnisse führen früher oder später zu gewaltsamen Auseinandersetzungen. Es sind soziale Probleme, die den allermeisten Konflikten zu Grunde liegen. Sie gieren nach unrechtem Gewinn, sagen: „Friede! Friede!“, und ist doch nicht Friede. Natürlich nicht. Denn: Ohne Gerechtigkeit kein Friede! Und wenn wir heute auf unsere Welt schauen, auf das Agieren der Marktmächte und das Anwachsen der extremen Ungleichverteilung der Güter, auf die Schere, die zwischen unglaublichem Reichtum und elender Armut global und regional immer weiter aufgeht, dann ist klar, dass darin Sprengstoff liegt, dass das auf die Dauer friedensgefährdend wird. Bei Jeremia kommt aber – unübersehbar – noch ein Drittes hinzu, dessen Zusammenhang uns weit weniger selbstverständlich ist: die Wahrheit.


So spricht der HERR: Ich sehe und höre, dass sie nicht die Wahrheit reden.


Gottes Wort ist die Wahrheit. Und das Volk Israel kennt diese Wahrheit, es hat die Tora, es hat Gottes Wort und Gebot. Israel weiß genau, was Gerechtigkeit ist. Auch seine geistigen Führer, seine „Eliten“, aber: Priester und Propheten gehen mit Lüge um. Sie kennen die Wahrheit, aber sie haben ihre eigenen, anderen Interessen und Loyalitäten. Die sollen nicht ans Licht und ein Widerspruch soll auch nicht auffallen – also wird die Wahrheit vernebelt und umgebogen, Begriffe besetzt, Wörter verdreht. Selbstbewusst tönt es:


‚Wir sind weise und haben das Gesetz des HERRN bei uns!‘ – und ist doch lauter Lüge, was die Schreiber daraus machen – stellt Jeremia lakonisch fest. Die Schreiber. Die Medien. Die Herren der öffentlichen Meinung. Die Mauschler mit den Mächtigen. Die Trend-Designer. Die PR-Leute. Die Sprachregler. Die Pressesprecher.


„Friede! Friede!“ – und ist doch nicht Friede. Ohne Wahrheit weder Gerechtigkeit noch Frieden. Sollte es sich so verhalten? Gandhi sagte: Gutes kann niemals aus Lüge und Gewalt entstehen. Gandhi setzt in eins, was wir für eine völlig andere Qualität halten: die Lüge, nun ja, nicht schön – aber doch nicht so schlimm! Dagegen die Gewalt – wirklich schlimm! Das ist ein Irrtum. Die Lüge führt zur Gewalt. Die Lüge verschleiert Gewalt. Die Lüge ist Gewalt. Alle Kriege beginnen mit Lügen! – Ich weiß nicht, von wem dies oft angeführte Zitat stammt – aber es ist wahr. Wo wäre einem Volk jemals reiner Wein eingeschenkt worden über die wahren Interessen, aus denen ihre Führer es in einen Krieg trieben? Der universal soldier, der Soldat auf allen Seiten, muss mit gutem Gewissen, mit Motivation, mit dem Gefühl, im Recht zu sein, und einem klarem Feindbild losziehen zum Töten und Getötet-Werden. Noch der Gewaltherrscher Adolf Hitler hatte es nötig, unser Volk zu Beginn seines geplanten Krieges, beim Überfall auf Polen, mit einem inszenierten Propagandatrick – dem angeblichen polnischen Überfall auf den Sender Gleiwitz – davon zu überzeugen: Wir sind im Recht! – Wir haben das Gesetz des HERRN bei uns!


Persönlich erinnere ich, wie es vor 24 Jahren ging, als der US-Präsident Bush senior den ersten Irak-Krieg begann. Wie sich da die Berichterstattung, auch in unseren Medien, auf den einen schrecklichen Diktator Saddam Hussein einschoss. Er war zweifellos ein brutaler Diktator, einer leider von zig auf der Welt, mit der Besonderheit, dass er gerade die Gunst der Supermacht verspielt hatte. Ein „neuer Hitler“ war er nicht. Aber, Vorhang auf fürs dumme Volk: Saddam, der Teufel, lässt neugeborene Babys an die Wand werfen, so erzählte tränenüberströmt eine Krankenschwester, die fliehen konnte. Nachdem der Irak zusammengebombt war, stellte sich heraus, dass alles eine von einer PR-Agentur inszenierte faustdicke Lüge war; die vorgebliche Krankenschwester war die Tochter des kuwaitischen Botschafters in den USA.


Ich erinnere, und das werden wohl alle hier noch genau wissen: 12 Jahre später trat der Sohn, George W. Bush, an, das Werk des Vaters zu vollenden. Wieder eine ungeheure Propagandaentfaltung, diesmal bedrohte der Teufel zu Bagdad gar die ganze Welt mit verborgenen Massenvernichtungsmitteln. Weil ich es für Christenpflicht halte, auf diesem Gebiet nicht vergesslich zu sein, hatte ich die Lügen vom letzten Mal noch im Kopf, aber ich gestehe ehrlich, dass mich die Medienkampagnen verunsichert haben. War es denn denkbar, dass den Vereinten Nationen gefälschtes Tatsachenmaterial vorgeführt wurde? War es denn denkbar, dass die ganze Welt dreist belogen wurde von denen, die gleichzeitig im Namen der westlichen Werte, der überlegenen Moralität auftraten? Unglaublich: Aber genau so war es. So ist es nachträglich herausgekommen. Und noch unglaublicher: Der globale Lügner führte sein Amt weiter fort, wurde niemals zur Rechenschaft gezogen. Gras ist drüber gewachsen, so hoch, dass derselbe Bluff jederzeit wieder möglich erscheint.


Ich gebe ein drittes Beispiel: Beim ersten Krieg, bei dem unser Land nach dem Zweiten Weltkrieg wieder mitmachte, beim Jugoslawien-Krieg, wurde ebenfalls medial getäuscht. Das „Nie wieder Krieg!“ nach 45 wirkt doch erstaunlich nach und muss den Deutschen bis heute von ganz großen Koalitionen mühsam ausgeredet werden. Der damalige Verteidigungsminister Rudolf Scharping beschwor serbische „Konzentrationslager“, die es nachweislich gar nicht gab. Er zeigte Bilder eines Massakers, bei denen später herauskam, dass es getürktes Bildmaterial war – Journalisten haben es nachgewiesen. Nur ist das bei uns kaum öffentlich geworden. Die Scharfmachereien liefen zur besten Sendezeit und die spätere Aufklärung im Nachtprogramm.


Und heute? Als es losging mit der Ukraine-Krise schalteten unsere Massenmedien so auffällig in den Propagandamodus, dass sie selbst zum Thema wurden und der Begriff der „Mainstream-Medien“ populär wurde. „Tagesschau“ und „heute“ als Mixtur von Nachricht und Meinung, in gleichlautender suggestiver Wortwahl und selektiver Bebilderung. Plumpe Personalisierungen, Dämonisierungen und Einäugigkeiten – man fühlt sich zurückversetzt in die schönsten Zeiten des Kalten Krieges, die ich noch bewusst miterlebt habe. Was damals die Killerphrase „Geh doch nach drüben!“ war, das besorgt heute das Etikett „Putinversteher“.


Was können Christen, was kann die Kirche Wirksames für den Frieden tun? Wenn wir nur an die heißen Konflikte denken, ans Militärische, an die Bomben, die fallen: wenig. Wie billig sind dann die Appelle an alle Seiten! Aber beten zu Gott können wir. Und den Opfern helfen, so gut wir nur können, praktisch, humanitär. Wenn wir aber an den Zusammenhang von Wahrheit, Gerechtigkeit und Frieden denken, dann können wir, dann kann unsere Kirche sehr viel tun. Denn sie ist ja die Kirche des Wortes. Es geht um der Kirche ureigenste Sache: Das Wort, die Wahrheit ist immer das erste Opfer, ehe es all die schrecklichen Menschenopfer gibt. Die Kirchen müssten einfach nur Anwälte der Wahrheit sein. Findige, hartnäckige, kompromisslose, knallharte Anwälte, die keine Begriffsbesetzungen und Propagandatricks durchgehen lassen. Die investigativ werden. Gegeninformation transportieren.


Sie sagen: „Friede! Friede!“, und ist doch nicht Friede. Da ziehen „Friedenstruppen“ mit „Friedensmandaten“ zu „Friedenseinsätzen“ – in den Krieg?? – Merken wir überhaupt noch die Unlogik oder hat die Gewöhnung schon gesiegt, der kalkuliert stärkste Verbündete aller Sprachmanipulateure? Gandhi sagte schlicht: Es gibt keinen Weg zum Frieden, denn Frieden ist der Weg. Und Jesus redet ähnlich schlicht, klar und gerade heraus. Das In-Acht-Nehmen der besten Wörter unserer Sprache – Frieden, Gerechtigkeit, Freiheit – vor Verfälschung, das ist wahrlich eine Aufgabe heute, eine restlos fordernde, aber unbedingt erforderliche, eine wahre Friedensmission! Dazu müsste die Kirche natürlich glaubwürdig sein, d. h., es bei sich selbst anders halten. Konsequent anders! Das taktische Reden und Agieren müssten wir aus unseren Reihen verbannen, wegkommen von der Sprache der windigen Slogans, überhaupt von der Orientierung an PR-Prinzipien und zurückkehren zum freien, offenen Wahrheitsdiskurs, der einmal Markenzeichen des Evangelischen gewesen ist.


Wahrheit, Gerechtigkeit und Frieden sind eine unauflösliche Trias, das hat auch Jürgen Henkys gesehen, als er auf die Melodie von „Befiehl du deine Wege“ in den 80er Jahren das Friedenslied dichtete, das sich im Gesangbuch unter der Nr. 430 findet.




Gib Frieden, Herr, gib Frieden, die Welt nimmt schlimmen Lauf.


Recht wird durch Macht entschieden, wer lügt, liegt obenauf.


Das Unrecht geht im Schwange, wer stark ist, der gewinnt.


Wir rufen: Herr, wie lange? Hilf uns, die friedlos sind.


Gib Frieden, Herr, wir bitten! Die Erde wartet sehr.


Es wird so viel gelitten, die Furcht wächst mehr und mehr.


Die Horizonte grollen, der Glaube spinnt sich ein.


Hilf, wenn wir weichen wollen, und lass uns nicht allein.


Gib Frieden, Herr, wir bitten! Du selbst bist, was uns fehlt.


Du hast für uns gelitten, hast unsern Streit erwählt,


damit wir leben könnten, in Ängsten und doch frei,


und jedem Freude gönnten, wie feind er uns auch sei.


Gib Frieden, Herr, gib Frieden: Denn trotzig und verzagt


hat sich das Herz geschieden von dem, was Liebe sagt!


Gib Mut zum Händereichen, zur Rede, die nicht lügt,


und mach aus uns ein Zeichen dafür, dass Friede siegt.








8 Predigt von Schuldekan Manfred Jeub auf der Pfarrkonferenz der Stadtkirche Freiburg zum Thema Friedenspädagogik am 13. Mai 2014.





III.


„Nicht müde werden“


Die Geschichte des Forum Friedensethik


in der Evangelischen Landeskirche9



Wilhelm Wille



1. VORBEMERKUNG



Es geht hier um die Geschichte einer Initiative, die aktiv am friedensethischen Diskurs der evangelischen Kirche in Baden und darüber hinaus teilnehmen wollte. Die dort verhandelten Grundsatzfragen wurden auch im Forum Friedensethik (FFE) immer wieder aufgegriffen und ausführlich erörtert. Von Anfang an wurde diese Diskussion handlungsorientiert geführt, mit der Bereitschaft, sich in Kirche und Gesellschaft einzumischen im Rahmen der Möglichkeiten einer kirchlichen Aktionsgruppe. Die eine ausführliche Behandlung erfordernden theologischen und politischen Grundsatzfragen können im hier gegebenen Rahmen natürlich nur so weit zur Sprache kommen, wie das zum Verständnis dieser Geschichte nötig ist.


Es haben sich zwei große Themen ergeben, die das FFE in den 20 Jahren seines Bestehens beschäftigt haben: einmal natürlich die allgemeine friedensethische Diskussion in unserer Kirche, zum anderen das Thema Israel – Palästina und dies nicht primär im Kontext der in Deutschland verhandelten theologischen Fragen, sondern als friedensethischer Ernstfall von globaler Bedeutung. Die ganze Geschichte des FFE wird trotzdem in etwa dem zeitlichen Ablauf entsprechend erzählt, auch wenn die Etappen der beiden Handlungsstränge dann manchmal etwas zeitversetzt erscheinen.


Die ersten Studientage sind detaillierter nachgezeichnet, damit deutlich wird, auf welchem Fundament das FFE agiert, die späteren werden behandelt, soweit das den Fortschritt der Geschichte verdeutlicht. Eine Liste mit den Themen sämtlicher Studientage findet sich im Anhang.


Großen Dank schulde ich Frau Reinhilde Jeub sowie meinen Kollegen im Leitungskreis des FFE Dirk Harmsen, Manfred Jeub, Johannes Maier und Theodor Ziegler. Ohne ihren Einsatz hätte es wohl kein druckfertiges Manuskript gegeben. Für fachkundige Beratung in Sachen deutscher Afrikapolitik bedanke ich mich bei Frau Dr. Rita Schäfer.


Auch ein so bescheidenes Werk kostet einen alten Mann viel Kraft. Immer wenn es daran zu fehlen drohte, hat meine Frau dankenswerterweise ermutigend eingegriffen.


Wilhelm Wille





9 Hinweis: Um den Anmerkungsapparat zu entlasten, werden die häufig zitierten Rundbriefe des FFE in der Regel jeweils in runden Klammern mit der zugehörigen Nummer und Seitenzahl genannt, bei Protokollen des Leitungskreises steht jeweils in Klammern ein P mit dem entsprechenden Datum und Tagesordnungspunkt. und Tagesordnungspunkt. Die FFE-Rundbriefe können im Internet abgerufen werden: https://www.ekiba.de/html/content/rundbriefe.html





2. HERKUNFT DES FORUMS FRIEDENSETHIK



Der Anstoß des Kosovo-Krieges


Das Forum Friedensethik in der Evangelischen Landeskirche in Baden (FFE) entstand zu Beginn des Jahres 2000; es ist aus der kirchlichen Friedensbewegung hervorgegangen, aber ohne den besonderen Anstoß des Kosovo-Krieges wäre es vermutlich nicht zu seiner Gründung gekommen.


Dieser Krieg markierte einen scharfen friedenspolitischen Bruch und stürzte die Kirchen in tiefe Ratlosigkeit. In der Bundeswehr, nach dem Grundgesetz allein zur Verteidigung des Territoriums der Bundesrepublik gedacht, hatte man bis dato gelernt: „Kämpfen lernen, damit wir nicht kämpfen müssen.“ Bundespräsident Gustav Heinemann hatte in seiner Antrittsrede vom 1. Juli 1969 die Parole ausgegeben: „Der Friede ist der Ernstfall.“ Zwar hätten sich die USA schon beim Irak-Krieg (1991) eine Beteiligung deutscher Kampftruppen vorstellen können, aber selbst der CDU-Kanzler Helmut Kohl setzte alles daran, Deutschland aus diesem kriegerischen Abenteuer herauszuhalten – gegen ein Ablasszahlung von 14 Mrd. US-$ in die Kriegskasse der Anti-Saddam-Allianz.10 Bei den Einheiten, die die Einhaltung des Friedensabkommens von Dayton (1995) im zerfallenden Jugoslawien im Auftrag des UN-Sicherheitsrates überwachen sollten, einer sogenannten „peace keeping mission“, war die Bundeswehr seit dem Beschluss des Bundestages vom 30. Juni 1995 beteiligt. Aber jetzt, im Frühjahr 1999, tauchten zum ersten Mal seit 1941 wieder deutsche Kampfflugzeuge im NATO-Verbund am Himmel über Belgrad auf.


Für die NATO war es der erste Einsatz außerhalb ihres Vertragsgebietes, der zudem im Widerspruch zu Geist und Buchstaben des Nordatlantikvertrages nicht der Verteidigung eines Mitgliedes diente.11 Es bedurfte eines entsprechenden propagandistischen Aufwandes („perception management“ im NATO-Jargon), die Bevölkerungen von der Legitimität dieses Krieges zu überzeugen. In Deutschland regierte eine rot-grüne Koalition, zwei Parteien mit ausgesprochen kriegskritischer, ja pazifistischer Orientierung. Sie mussten sich selbst und die deutsche Öffentlichkeit unter besonderen moralischen Druck setzen, um die deutsche Beteiligung am Kosovo-Krieg zu rechtfertigen. „Es begann mit einer Lüge“ lautete der Titel einer WDR-Dokumentation vom 8. Februar 2001, die sich kritisch mit der Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung auseinandersetzte. Prof. Dieter Lutz, damals Direktor des Instituts für Friedens- und Konfliktforschung an der Universität Hamburg, SPD-Mitglied, meinte bei einer Podiumsdiskussion mit Gernot Erler zum Agieren seiner Regierung – sinngemäß zitiert: Sie müssen mir zugutehalten, dass ich nicht blauäugig bin im Umgang mit Informationen von Regierungen, aber dass wir so belogen worden sind, wie wir belogen wurden, dass hätte ich mir vorher nicht vorstellen können.12


Bewährte Aktivisten der Friedensbewegung „gingen von der Fahne“, fielen auf die Lügen herein oder verbreiteten sie selbst – wie etwa der damalige grüne Außenminister Joschka Fischer. Fischer präsentierte dem Parlament einen „Hufeisenplan“, der angeblich die Vorbereitungen großräumiger ethnischer Säuberungen im Kosovo belegte – ein Machwerk bulgarischer Geheimdienstler, die sich ihren künftigen NATO-Kollegen andienen wollten.13 Schließlich ging es für ihn darum, ein neues Auschwitz zu verhindern (1/2000, 9). Verteidigungsminister Rudolf Scharping kolportierte eine Geschichte von gegrillten albanischen Embryos, der damalige Bundeskanzler Gerhard Schröder verbreitete das Gerücht vom serbischen Konzentrationslager im Stadion von Pristina, dem Hauptort des Kosovo.14 Horrorgeschichten von hunderttausenden toter Kosovaren gingen durch die internationale Presse.15 Nach den Jahren des Zerfalls Jugoslawiens und dessen publizistischer Begleitung hätte man darauf vorbereitet sein können. Die PR-Agentur, die 1991 die Geschichte von den irakischen Kindermorden in Kuweit produziert hatte, übernahm es jetzt, eine „Serbien muss sterbien“-Stimmung zu orchestrieren.16


Erhard Eppler fiel um, selbst Jürgen Habermas sah die NATO trotz des offenkundigen Völkerrechtsbruch im „Vorgriff auf einen künftigen kosmopolitischen Zustand“ handelnd. Dem schwerwiegenden Einwand, die NATO sei dabei, das Faustrecht wieder in den internationalen Beziehungen zu etablieren, konnte er nur entgegensetzen, der Krieg ohne UNO-Mandat dürfe keineswegs zum Präzedenzfall werden.17 Aber genau das ist er leider geworden – und das war absehbar.


Reaktionen der Kirchen auf den Kosovo-Krieg


Weiter unten wird davon zu berichten sein, wie das FFE sich in die friedensethische Diskussion in der EKD eingeschaltet hat, und dabei ist immer auch Bezug zu nehmen auf die Geschichte dieser Diskussion. Hier soll ein Blick auf die letzte friedensethische Stellungnahme des Rates der EKD vor dem Kosovo-Krieg verdeutlichen, auf welcher Grundlage man die politischen Entwicklungen vom Herbst 1998 bis zum Frühsommer 1999 hätte beurteilen können.


Am 4. Februar 1994 hatte der Rat der EKD einen von der Kammer für Öffentliche Verantwortung erarbeiteten Beitrag veröffentlicht: „Schritte auf dem Weg des Friedens – Orientierungspunkte für Friedensethik und Friedenspolitik“.18 Nach einem Rückblick auf den friedensethischen Diskurs in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg, bei dem die Frage nach der Bewertung der nuklearen Abschreckung eine zentrale Rolle spielte, wird die veränderte Situation Mitte der 90er Jahre in den Blick genommen. Zustimmung erfährt schon die Ökumenische Versammlung der Kirchen in der DDR, die 1988 im Kontext des Konziliaren Prozesses die Abkehr vom Konzept des „gerechten Krieges“ gefordert und die Entwicklung einer „Lehre vom gerechten Frieden“ angemahnt hat. Jetzt wird gefragt: „In welche Richtung müssen wir gehen? Friedenspolitische Verantwortung in einer veränderten Welt.“ Von der ersten Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen in Amsterdam (1948) werden die folgenden „Überzeugungen und Leitsätze“ übernommen:




	„Krieg soll nach Gottes willen nicht sein.“


	„Um des Friedens willen muss den Ursachen der Spannungen zwischen den Mächten zu Leibe gegangen werden.“


	„Die Völker der Welt müssen sich zu der Herrschaft des Rechts bekennen.“


	„Die Beachtung von Menschenrechten und Grundfreiheiten muss durch nationale und internationale Maßnahmen gefördert werden.“


	„Die Kirchen und die Christenleute haben angesichts der internationalen Unordnung bestimmte Verpflichtungen.“





Davon ausgehend macht man sich Gedanken über die notwendige Stärkung der internationalen Friedensordnung. Dass die internationale Gemeinschaft im Grenzfall den Opfern von Gewalt und Unterdrückung auch mit militärischen Mitteln zur Hilfe kommen muss, ist Konsens. Aber einschränkend wird festgestellt:




„Humanitäre Gesichtspunkte können eine Intervention mit militärischen Zwangsmitteln nur rechtfertigen, wenn







	die Entscheidung über ein solches Eingreifen, die nicht der Souveränität einzelner Staaten überlassen bleiben darf, im Rahmen und nach den Regeln der Vereinten Nationen getroffen wird,


	die Politik im Rahmen des Schutzes oder der Wiederherstellung einer rechtlich verfassten Friedensordnung über klar angebbare Ziele einer Intervention verfügt.“





Ausdrücklich wird gewarnt vor dem, was dann fünf Jahre später geschehen sollte: „Der Gedanke der humanitären Intervention kann zum Einfallstor zahlreicher nicht-humanitärer Beweggründe für Interventionen werden ...“ Nationale Interessen sind in den Grenzen des Völkerrechtes grundsätzlich legitim, auch das Streben nach Sicherheit. Aber der nationale Blick darf diese Grenzen nicht überdehnen. „Ein sehr weit gefasster Begriff nationaler Sicherheit, der sich aus dem Blickwinkel des nationalen Interesses an möglichen Risiken orientiert, beschwört die Gefahr einer weltweiten ‚Kanonenbootpolitik‘ herauf.“19


Etwas später, am 11. November 1994, beschloss die EKD-Synode eine noch deutlichere „Kundgebung zur Friedensverantwortung.“ Kritisch wird angemerkt, man könnte nach der Wiedervereinigung das Gefühl haben, neue Aufgaben für die Bundeswehr zu finden, sei jetzt wichtiger als die Entwicklung einer der neuen Situation entsprechenden Friedenspolitik. Aber die Sorge um einen Ausgleich zwischen Arm und Reich habe jetzt Vorrang. „UNO und NATO müssen aus dem Zwielicht, politisches Instrument der reichen und mächtigen Staaten zur Kontrolle der wirtschaftlich schwachen und abhängigen zu sein, herausgeführt werden.“ Die Synode kann sich Auslandseinsätze der Bundeswehr im Grenzfall vorstellen, aber nur in strenger Bindung an die UNO-Charta. „Krieg soll nach Gottes Willen nicht sein. Nicht nur die mit Waffengewalt betriebene Austragung von Konflikten, sondern auch eine angemaßte ‚Rettung‘ Bedrohter und eine angemaßte Bestrafung von Aggressoren fallen unter dieses Verdikt. Retter wissen ihre eigenen Interessen zu verfolgen; ihr Eingreifen kann gewollt oder ungewollt zu einem Vorwand werden.“


Deutlich abgelehnt wird, dass sich Staatengruppen ad hoc finden, um vermeintliche humanitäre Interventionen durchzuführen. „Ein solcher für einen Einzelfall erzielter Konsens der Völker zu einem internationalen Kampfeinsatz setzt immer zugleich pragmatisch-opportunistische Rücksichtnahmen voraus. Gemeinsame Bestrafungsaktionen von Staaten gegen einen Aggressor sind nicht weniger problematisch als Bestrafungsaktionen von Privatpersonen gegen einen meuchelnden Nachbarn.“ „Gerechter Friede“ bedeutet Gewaltfreiheit, eine entschiedene Politik der Prävention, der Bekämpfung der Ursachen von Gewalt und der Verrechtlichung der internationalen Beziehungen. Daher ist nach Meinung der Synode selbst eine Beteiligung der Bundeswehr an UN-mandatierten Kampfeinsätzen nur vertretbar, wenn erkennbar an einer entsprechenden Entwicklung der UNO-Strukturen gearbeitet wird, einschließlich einer wirksamen internationalen Strafgerichtsbarkeit und der Umsetzung der „Agenda for peace“ des UNO-Generalsekretärs Boutros-Ghali, die neben entwickelter Präventionsmechanismen eine echte internationale Polizeitruppe unter dem Dach der UNO vorsah.20 Die Synode ging sogar so weit, überhaupt die friedensethische Legitimierung eines Auslandseinsatzes der Bundeswehr abhängig zu machen vom Fortgang dieses Prozesses und der glaubwürdigen Verwirklichung des Bekenntnisses zum Vorrang gewaltfreier Mittel zur Konfliktregulierung – eigentlich ja auch Grundsatz einer am Grundgesetz orientierten Sicherheitspolitik der Bundesregierung.21


Und dann kam der Kosovo-Krieg! Die Kirchen gaben dem von der Politik und einer überraschenden Einheitsfront der Medien ausgehenden Anpassungsdruck nach. Ihnen gelang kein deutliches, orientierendes Wort, das eigentlich auf der Grundlage des beschriebenen und beschworenen Konsenses zu erwarten gewesen wäre. Man übernahm, manchmal „zutiefst erschreckt“ und „zugleich ratlos“,22 weitgehend das Narrativ der Bundesregierung: Alle Bemühungen um eine friedliche Lösung des Konfliktes zwischen der Regierung in Belgrad und der aufgewühlten Provinz waren gescheitert. Schwerste Verbrechen an der mehrheitlich albanischen Bevölkerung des Kosovo wurden durch serbische Sicherheitskräfte verübt. Der UNO-Sicherheitsrat war aufgrund eines drohenden russischen Vetos handlungsunfähig und zur Rettung der bedrohten Menschen musste mit militärischer Gewalt eingegriffen werden. Das wurde mit großem Bedauern ausgesprochen, denn man wusste ja, dass Krieg nach Gottes Willen nicht sein sollte.


In der Pressemitteilung des damaligen Ratsvorsitzenden der EKD, Präses Manfred Kock, vom 25. März 1999 klang das so: „Die verantwortlichen Politiker und Militärs der NATO-Staaten – und mit ihnen wir alle – sind mit der schrecklichen Tatsache konfrontiert, dass trotz zahlreicher Bemühungen um friedlichen Ausgleich im Kosovo eine unerträgliche Lage entstanden ist. In dem längst zum Bürgerkrieg eskalierten Streit um die Selbstbestimmungsrechte der albanischen Bevölkerung werden Menschen ihrer Rechte beraubt, auf brutale Weise verfolgt und getötet. […] Nach dem Scheitern der Friedensverhandlungen gilt militärische Gewalt als einzig wirksames, letztes Mittel, um den Verbrechen gegen die Menschlichkeit ein Ende zu bereiten. […] Wir rufen zu Gott im Gebet, dass er den Weg zu einem friedlichen Ausgleich öffnet. Denn wir bleiben der Überzeugung verpflichtet: Krieg soll nach Gottes Willen nicht sein.“23


Günter Steinhoff hat in seinem zuvor zitierten Beitrag kurz nach dem Krieg bezweifelt, ob wirklich alle nichtmilitärischen Mittel erschöpft waren, und kam daher zu dem Ergebnis: „Moralisches Handeln wird reklamiert, aber auch im Westen scheint die Theologie einer nach Lösungen suchenden Politik untergeordnet zu sein ...“24 Die Dinge werden uns in der Geschichte des FFE noch weiter beschäftigen.


Wurzeln in der badischen Landeskirche


Der Schock, den der Krieg und die weitgehende Sprachlosigkeit der Kirchen auslösten, gab den Anstoß zur Gründung des Forums Friedensethik; aber es kam nicht aus dem Nichts.


Die Friedensbewegung der 80er-Jahre hatte auch die badische Landeskirche erfasst. 1984 richtete die Synode nach einer thematischen Schwerpunkttagung einen „Besonderen Ausschuss für Friedensfragen“ ein. Albert Schäfer, der später lange Zeit informeller Vorsitzender des Leitungskreises sein sollte, war seit 1984 Mitglied des Ausschusses und leitete ihn ab 1988 (1/2009, 27). Diesem Ausschuss und in besonderer Weise seinem langjährigen Vorsitzenden Dr. Siegfried Müller ist es zu verdanken, dass die Friedensfrage in der badischen Landeskirche besonders ernst genommen wurde und ihr besonderes Profil erhielt. Müller konnte etwa den Auftrag der Kirche so formulieren: „Die Kirche ist durch die derzeitige Situation des Rüstungswettlaufes und des zunehmenden Militarismus zu einem eindeutigen Votum für die Abrüstung herausgefordert, weil die Abschreckungsdoktrin Menschen, Gesellschaften, Gesellschaftssysteme und Staaten zu Denk- und Verhaltensweisen zwingt, die im Widerspruch zu zentralen Aussagen und Geboten des biblisch-christlichen Glaubens stehen.“ In einem Nachruf meint Albert Schäfer, man könne Müller als „Vater der Friedensfrage in der Badischen Landessynode und sogar Landeskirche“ bezeichnen. Mehrere spätere Gründungsmitglieder des FFE haben durch die Mitarbeit in diesem Ausschuss und durch seinen Vorsitzenden wichtige Impulse und Orientierungen erhalten.25


Es gab unterstützende Strukturen im Apparat der Landeskirche und an der Basis, etwa die Arbeitsstelle Frieden, die Dekadestelle und die „Werkstatt für gewaltfreie Aktion“. Dietrich Zeilinger hat einem Artikel „Prophetische Kirche“ eine ausführliche kommentierte Liste von Ereignissen sowie Gründungen von kurz- und langlebigen Initiativen beigefügt, die dazu beitrugen, dass das friedensethische Gespräch und eine entsprechende Praxis wichtiges Thema in Baden blieben (1/2008, 20 ff.).


Und das auch noch, als der Schwung der Friedensbewegung in den 90er-Jahren nachließ. Die Evangelische Akademie Baden mit Ulrich Lochmann, FFE-Mitglied der ersten Stunde, wurde ein wichtiger Sammlungs- und Inspirationsort für die Aktivist*innen. Der erste Rundbrief des FFE konnte gleich für zwei Akademie-Tagungen zum Friedensthema werben.26 An dieser Stelle sei schon erwähnt, dass z. B. vom 16.-18. Mai 2003 in der Akademie eine Tagung zum Thema „Friedensmacht Europa?“ stattfand. Verantwortlich für das Programm waren Helmut Strack für die Akademie, Jürgen Stude für die Arbeitsstelle Frieden der badischen Landeskirche und Dietrich Zeilinger, Beauftragter für die Ökumenische Dekade zur Überwindung von Gewalt – die beiden Letztgenannten von Anfang an Mitglieder des FFE.


Albert Schäfer und einige Mitstreiter hatten sich mit dem nachlassenden öffentlichen Interesse an der Friedensfrage nicht abgefunden. Sie planten für den Herbst des Jahres 1999 eine Akademietagung zum Thema. Die fand tatsächlich in Bad Herrenalb statt und stand ganz im Zeichen des Kosovo-Krieges. Dietrich Becker-Hinrichs nahm ebenfalls teil. Ihm war es sogar gelungen, zu Beginn des Krieges Mitstreiter für eine öffentliche Erklärung gegen den Krieg zu gewinnen. Landesbischof Ulrich Fischer hatte sich daraufhin seinerseits am 20. Mai 1999 zu einem öffentlichen Wort entschieden, in dem er die sofortige Einstellung der Bombardierungen forderte.27 So traf sich in der Akademie eine Gruppe, die nach einer gemeinsamen Antwort auf das Versagen der Kirchen angesichts des Kosovo-Krieges und der zu erwartenden problematischen Konsequenzen suchen wollte. Man kam später auf Initiative von Hartmut Müller noch ein- oder zweimal zusammen und schmiedete Pläne für die Gründungsversammlung dessen, was dann das FFE werden sollte.


Die Gründungsversammlung des FFE


Am 21. Januar 2000 trafen sich dann etwa 40 Frauen und Männer im Evangelischen Oberkirchenrat Karlsruhe zur Gründung des „Forum Friedensethik in der Evangelischen Landeskirche in Baden“. Das Eingangsstatement vor den Beratungen kam von Albert Schäfer. Schäfer war Gemeindepfarrer in Weinheim. In seiner theologischen Dissertation war es um die evangelische Friedensethik zwischen den beiden Weltkriegen gegangen, eine weitere wichtige Qualifikation für die Rolle, die er in den Gründungsjahren des FFE spielte. Er sollte bis zu seinem Umzug nach Hamburg informeller Vorsitzender des Leitungskreises sein.


Mit seinem Beitrag zur Gründungsversammlung dürfte Schäfer die Meinung der Anwesenden zum Ausdruck gebracht haben; er erklärte: „Der Begriff ‚Forum‘ soll deutlich machen: Wir wollen eine Arbeit aufnehmen, bei der wir nicht immer gleich von gemeinsamen Positionen ausgehen. Wir wollen – wie das ja am Kosovo deutlich war – die unterschiedlichen Meinungen miteinander ins Gespräch bringen. Es sollen nicht die einen dort (die Befürworter eines Militäreinsatzes z. B.) und die anderen hier (die Gegner) sich sammeln, sondern das Ringen um die Urteilsbildung soll institutionalisiert werden und dadurch qualifiziert werden.“28


Ein zweiter wichtiger Orientierungspunkt: „Der Begriff ‚in der Evangelischen Landeskirche Baden‘ soll deutlich machen: wir arbeiten und argumentieren auf der Basis der Identifizierung mit unserer Kirche. Wir sind z. B. die Mitglieder, die nach der Grundordnung auch Anträge an die Landessynode stellen können. Wir sind die Stimmen, die für ‚ihre‘ Kirchenleitung den Anspruch auf Gehör geltend machen oder auch die ‚ihrer‘ Kirchenleitung und ‚ihren‘ Mitgliedern zuarbeiten durch gründliche Erarbeitung.“ Dann natürlich orientiert in die Breite der Landeskirche: „Wir haben Interesse an der Zusammenarbeit mit Synode und Kirchenleitung. Wir hoffen auf Interesse der Kirchenmitglieder in den Gemeinden.“ Dies alles natürlich in ökumenischer Weite gesagt. „Freilich: In diesem Forum kann es auch Mitwirkung von Personen geben, die selbst nicht Glieder unserer Kirche sind. Wir suchen die Zusammenarbeit mit anderen Gruppen und Organisationen.“


Drittens stellt Schäfer zur inhaltlichen Ausrichtung der Arbeit des Forums fest: „Der Begriff ‚Friedensethik‘ soll deutlich machen: wir legen Wert auf die ethische Grundlegung des politischen Urteils. Wir wollen die christliche Stimme im Stimmengewirr der Welt deutlich vernehmen lassen. Wir haben unter Umständen mehr zu sagen und vor allem mehr zu hoffen, wenn wir Gott in unsere Suche nach politischem Handeln einbeziehen.“


Um beides wird es im Kern gehen: Die große Hoffnungsperspektive, die uns die Prophetenworte, z. B. Jes 2, und die Bergpredigt erschließen, einbringen, aber handlungsorientiert: „Die Versuchung ist groß, sich auf die gefallene Welt einzurichten, eben die Unabänderlichkeit hinzunehmen, sich ihr – notgedrungen – realistisch zu stellen. Da ist die Rückbesinnung immer wieder erforderlich, weil nur sie aus dem resignativen Preisgeben befreit. Hier gilt es gegen – gerade gegen – die vermeintlichen Sachzwänge die großen Hoffnungsperspektiven zu aktivieren. ‚Krieg soll nach Gottes Willen nicht mehr sein!‘ Und dann: wie kommen wir angesichts aktueller Lage zur Umsetzung?“


Eine lange Liste der dementsprechend zu behandelnden Themen gaben die Teilnehmenden zu Protokoll: Da möchte man über „Frauen und Armee“ diskutieren, „Allgemeine Wehrpflicht oder Berufsarmee“ oder „Bundeswehr und Arbeitsplätze“. Das Bedürfnis nach Informationen wird geäußert. „Welches sind die Ziele der NATO? Zukunft der (europäischen) Sicherheitspolitik?“ Manche Vorschläge beziehen sich auf laufende Projekte. Der Konziliare Prozess soll auf das Friedensthema zentriert und neu belebt werden. Dietrich Zeilinger, damals Dekade-Beauftragter, konnte sich ein „Forum für Impulse, Beratung, Diskussion zur Ökumenischen Dekade zur Überwindung der Gewalt 2001-2010“ vorstellen. Der Einsatz für den zivilen Friedensdienst (ZFD) sollte gefördert werden. „Was können wir tun zur Militärsteuerverweigerung?“


Es überwiegen Themenvorschläge, in denen sich der künftige Kurs des FFE andeutet: Das Friedensthema überhaupt wieder ins Zentrum der Diskussion rücken, die theologischen Begründungen der Friedensethik neu diskutieren, dabei den „Zusammenhang mit friedensethischen Entscheidungen der Vergangenheit nicht abreißen lassen.“ Die Kontextualisierung des Themas wird angemahnt: „Wie die Instrumentalisierung der Menschenrechte für militärische Zwecke verhindern?“, „Kriegspropaganda vor Kosovo-Krieg kritisch analysieren“, „UNO-Reform-Vorschläge und UNO-Polizeitruppe statt Militär“. Kontakt zu den Friedenskirchen soll gesucht werden und schon bei der Gründungsversammlung wird gefordert, auf dieses Ziel hinzuarbeiten: „Evangelische Friedenskirche Baden“.


Ein Themenfeld, das später sehr wichtig wird, kommt allerdings in der langen Liste überhaupt noch nicht vor; es fehlen alle Bezüge auf Israel und Palästina. Allerdings deutet sich schon im ersten Rundbrief an, dass die deutsche Vergangenheit, wie sie beim Thema Israel immer ins Spiel kommt, auch in der friedensethischen Diskussion problematisiert werden muss (1/2000, 9).


FFE-Mitglied Ursula Becker (Eberbach) berichtet da über eine Tagung der Akademie Bad Boll, bei der es um die neue NATO-Strategie und den Kosovo-Krieg ging. Sie äußert sich so zu den besonders drastischen Mitteln, mit denen in Deutschland die fehlende Kriegsbegeisterung geweckt werden sollte: „Die Reizworte ‚Völkermord’ – wie Auschwitz – von Herrn Scharping in unsere Ohren gehämmert, ließen praktisch aus moralischen Gründen keine andere Entscheidung zu als kriegerisches Eingreifen, um sich nicht dem möglichen zukünftigen Vorwurf der Welt der Gleichgültigkeit auszusetzen. Wenn wir die Vergangenheit besser verarbeitet hätten [kursiv Verf.], wäre auch eine emotionslosere Entscheidung möglich gewesen.“


Doch zurück zur Gründungsversammlung! Im ersten Überschwang konnte man sich damals vorstellen, in Gestalt eines Netzes von Fachgruppen und Arbeitskreisen zu agieren. Vorgeschlagen werden Fachgruppen zu den Themen „Dekade zur Überwindung der Gewalt“ und Friedenspädagogik. Im ersten Rundbrief, der das Protokoll der Gründungsversammlung enthält, schreibt Albert Schäfer: „Das FFE will auf verschiedenen Ebenen thematische Arbeit möglich machen und fördern. Wenn Sie selbst eine Arbeitsgruppe ins Leben rufen wollen, dann bitten wir Sie um Mitteilung des Themas und des TeilnehmerInnen-Kreises ...“ (1/2000, 1; 2/2000, 3, wiederholt). Im Rundbrief, der im Dezember 2000 erscheint, findet sich noch eine Aufstellung mit Themen und Interessenten; 18 Mitglieder hatten zuvor im Aufnahmeformular ein entsprechendes Interesse bekundet. Folgt die Aufforderung: „Wir sollten klären, wie die Arbeitskreisvorschläge bei der Gründungsversammlung … realisiert werden können.“(4/2000, 5 f.) Aber dazu hat die Kraft der Beteiligten nicht gereicht.


Albert Schäfer unterbreitete dann einen Strukturvorschlag für die gemeinsame Arbeit, der im Wesentlichen angenommen wurde und an den sich das FFE bis heute gehalten hat: Ein Mitgliedsbeitrag wird beschlossen. Es soll ein Leitungskreis gewählt werden. Dieser wird verantwortlich sein für die Durchführung von Studientagen (man rechnet noch mit zwei pro Jahr), er gibt einen Rundbrief heraus mit Informationen zu relevanten Themen, aber auch mit Erklärungen und Texten, die für die kontinuierliche Auseinandersetzung mit den angesprochenen Themen von Bedeutung sind. Er soll der kirchlichen Öffentlichkeit und den Mitgliedern auch dadurch zur Hand gehen, dass er umfangreichere Veröffentlichungen zu friedensethischen Fragen bearbeitet und handhabbar macht. Der Leitungskreis soll Kontakt halten zu Landessynode, Kirchenleitung und Evangelischer Akademie, aber auch Kontakte zu anderen Friedensinitiativen und - gruppen pflegen sowie Kooperationen anbahnen. Ausdrücklich wird festgehalten: „Der Leitungskreis ist beauftragt, zu aktuellen Fragen Erklärungen abzugeben – im Namen des Leitungskreises, aber unter Berufung auf die Intentionen des ‚Forums Friedensethik‘“.


Bei dieser Fülle wundert es einen fast, dass das Protokoll der Gründungsversammlung auch festhalten kann: „Eine Geschäftsstelle wurde nicht für nötig erachtet.“ Eine Satzung oder Geschäftsordnung wurde auch nicht beschlossen. Das FFE ist aber bis heute mit einer nahezu anarchischen Struktur ganz gut gefahren.


Der erste Leitungskreis wurde für ein Jahr gewählt. Zu ihm gehörten: Bettina Auffarth-Preuß (Karlsruhe), Dietrich Becker-Hinrichs (Lahr), Hans-Georg Dittrich (Hemsbach), Dr. Dirk-M. Harmsen (Karlsruhe), Hartmut Müller (Meckesheim), Bettina Ott (Görwihl), Dr. Albert Schäfer (Weinheim), Grete Viesel (Karlsruhe) und Dr. Wilhelm Wille (Ehrenkirchen).


Aus der Tatsache, dass so gewählt wurde, kann man schließen, dass so etwas wie eine Mitgliederversammlung nötig war. Sie fand danach jeweils nach dem Studientag statt, um Berichte des Leitungskreises zu Arbeit und Finanzen entgegenzunehmen sowie die Mitglieder des Leitungskreises zu wählen bzw. in ihrem Amt zu bestätigen.
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3. DIE ERSTEN STUDIENTAGE



Selbstfindung nach dem Kosovo-Krieg


Der erste Studientag des FFE fand am 1. Juli 2000 in Karlsruhe statt mit 25 Teilnehmenden. In gewisser Weise war er ein programmatischer, weil er den Anstoß zur Gründung im Blick auf Theologie und Kontext reflektieren wollte. Zwei Referate wurden von Mitgliedern des FFE gehalten. Albert Schäfer sprach zum Thema „Christliche Friedensethik in Bedrängnis“, Wilhelm Wille zu „Der Kosovo-Krieg als Kontext friedensethischer Überlegungen“.29


Albert Schäfer brachte seine spezielle theologische Kompetenz ein, indem er an die problematische Geschichte der evangelischen Friedensethik erinnerte, speziell der deutschen, deren Reden vom kriegerischen Walten Gottes in der Geschichte – die Landnahmegeschichten des Alten Testaments als Verstehensmodell – das Friedensgebot des Evangeliums und der Propheten (Jesaja 2,4) verdunkeln konnte.


Der Umbruch, den Bonhoeffers Denken markiert: „Bonhoeffer führt die Christologie in die Ethik ein. Indem Christus das Haupt der Kirche weltweit ist, muss sich notwendigerweise die Beziehung von Gott zum Volk im Singular auflösen … Und es fällt auf, wie Bonhoeffer von der Christologie her eine Friedensethik entwickelt, die dem Krieg schlechthin jegliche Legitimation entzieht, weil er erscheint als Kampf der Geschwister in der Schöpfungsfamilie, als Kampf der Glieder am Leib Christi gegen sich selbst.“


Daraus ergeben sich keine einfachen und glatten Antworten; wir sind am Anfang eines Weges – Friedensethik „in Bedrängnis.“ Die leichtfertige Selbstrechtfertigung des Handelns gegen das Friedensgebot unter Berufung auf das unausweichliche Schuldigwerden des handelnden Menschen in der „gefallenen Schöpfung“ wird zurückgewiesen. Aber wir haben in der Tat nicht alle Antworten für den Umgang mit jeglicher Gewalt. Schäfer lässt erst einmal den Satz stehen: „In dieser gefallenen Welt gilt auch: Du tötest auch durch Nichttöten!“ Auf der anderen Seite, so könnte man sagen, darf der christliche Friedensethiker nicht naiv sein gegenüber denen, die ihm oft Naivität in der Einschätzung des Bösen vorwerfen. Wir nehmen wahr und müssen daraus Konsequenzen ziehen, wie getäuscht und manipuliert wurde, um uns die Entscheidung für den Krieg abzunötigen. Die militärische Option ist so geartet, dass, wenn man sie vorhält, sie sehr schnell im Konfliktfall als die einzig mögliche erscheint. „Und vor allem – das hat Kosovo wieder deutlich gemacht – im Falle des Krieges sind Milliarden sofort einsetzbar, die aber zur friedlichen Regelung nicht in vergleichbarer Höhe zur Verfügung stünden.“


Daraus ergibt sich für das FFE der Auftrag, eine Suchbewegung zu werden im entschiedenen Hören auf das Friedensgebot Gottes, das als solches aber auch Hoffnungswort ist, das mehr Möglichkeiten seiner Verwirklichung aufzeigt, als die Welt sich träumen lässt. Abschließend und zusammenfassend heißt das: „Wir für uns wissen, dass es keine ethische Bemühung gibt, die uns der Schuldverflechtung enthebt. Aber im entschlossenen Hören und Verkündigen von Gottes Friedensgebot weitet sich vielleicht und hoffentlich der Blick, der die Selbstrechtfertigungen durchdringt. Tun wir etwas, um biblische Weisung zu entschärfen oder auf den Weg zu bringen? Das ist die Frage, die sich der Kirche stellt. Der Missbrauch ihrer Erklärungen oder – vorsichtiger gesagt – der selbstrechtfertigende Gebrauch zwingt uns zu eindeutigeren Worten … Wir wollen der Friedenshoffnung Gehör verschaffen und den Weg bereiten – nach jedem Irrtum, nach jedem Fehlschlag, nach jedem Irrweg von neuem. Das ist die Realität, der wir mit einer Neubesinnung der Friedensethik nahekommen wollen.“ (2/2000, 5 u. 7).


Auch für das zweite Referat „Der Kosovo-Krieg als Kontext friedensethischer Überlegungen“ war – unabgesprochen – der Rückbezug auf Dietrich Bonhoeffer orientierend. Aus der Tegeler Zelle hatte Bonhoeffer zur Taufe seines Patensohnes geschrieben: „Denken und Handeln wird für Euch in ein neues Verhältnis treten. Ihr werdet nur das denken, was Ihr handelnd zu verantworten habt. Bei uns war das Denken vielfach der Luxus des Zuschauers, bei Euch wird es ganz im Dienste des Tuns stehen ...“30 Der Referent setzte voraus, dass das FFE in dieser Perspektive friedensethisch arbeiten wollte. Das hieße: „Die theologischen Begriffe und die christliche Überlieferung sind ständig auf diesen historischen Kontext zu beziehen, in dem wir handeln oder nicht handeln, aber auf jeden Fall verantwortlich sind.“ (2/2000, 8 ff.). Ein kritischer Rückblick auf den Kosovo-Krieg gehört dann zu solcher friedensethischen Arbeit.


Also werden die „fake news“ – würde man heute sagen – aufgelistet, die von Bundesregierung und NATO sowie den sich größtenteils gleichschaltenden Medien verbreitet wurden. Das Wichtigste, soweit es für das Mitlaufen der Kirchen eine Rolle spielte, sei kurz wiederholt: Die NATO hat sich über das Völkerrecht hinweggesetzt mit der Begründung, der zuständige Sicherheitsrat der UNO sei durch ein Veto Russlands blockiert gewesen; man hätte in einem übergesetzlichen Notstand militärisch eingreifen müssen, um eine großräumige ethnische Säuberung oder gar einen Genozid, begangen von Serben an Albanern, verhindern zu müssen. Aber der Sicherheitsrat war nicht blockiert; Russland hätte eine UN-Blauhelmtruppe zur Stabilisierung der Situation in einem von albanischer Guerilla und serbischen Sicherheitskräften destabilisierten Kosovo mitgetragen. USA und NATO wollten Russland aus dem Spiel heraushalten. Die vorgebrachten Beweise – auch der Bundesregierung – für geplante ethnische Säuberungen und ein befürchtetes neues „Auschwitz“ erwiesen sich als erfunden. Es flohen hunderttausende Albaner vor serbischen Gewaltmaßnahmen; aber diese setzten massiv erst ein, nachdem das NATO-Bombardement begonnen hatte. Das bestätigte übrigens sogar ein Untersuchungsausschuss der parlamentarischen Versammlung der NATO vom Herbst 2000: „The bulk of the atrocities against ethnic Albanians occurred after the air war commenced.“31


Worum ging es wirklich? Die NATO wollte aus ihrer Rolle als regionales Verteidigungsbündnis herauswachsen und sich mit einer gelungenen Aktion als global ihre Interessen durchsetzende Militärmacht etablieren. Als der amerikanische Präsident Clinton am 24. März 1999 drei Ziele der Kosovo-Operation aufzählte, nannte er als erstes: Stärke und Entschlossenheit der NATO demonstrieren“ (2/2000, Sept., 15 A 42) – um das Ganze dann einer zaudernden Öffentlichkeit als gelungene humanitäre Intervention zu verkaufen.


Nachgetragen sei hier Folgendes: Willy Wimmer (CDU), ehemals Staatsminister im Verteidigungsministerium, hatte nach dem Krieg im April 2000 an einer Konferenz in Bratislava teilgenommen. Das für ihn wichtigste Ergebnis teilte er dem Bundeskanzler Gerhard Schröder mit. Als der nicht reagierte, schrieb er ihm einen offenen Brief mit dem Inhalt: Die Repräsentanten der Clinton-Administration erklärten in Bratislava, dass die USA mit dem Kosovo-Krieg einen strategischen Fehler aus dem Zweiten Weltkrieg korrigiert hätten. Damals habe man den royalistischen General Mihailovic und seine Tschetniks fallen gelassen und auf den effizienteren Kommunisten Tito gesetzt – und sich dafür einen von den USA relativ unabhängig agierenden Balkan eingehandelt.32


Danach war es kein Wunder, dass auch nicht wirklich versucht wurde, den Konflikt mit zivil-diplomatischen Mitteln zu lösen. Bei den letzten Verhandlungen, die im Februar 1999 im französischen Rambouillet stattfanden, wollte man der serbischen Regierung als Bedingung für die Stationierung einer „Friedenstruppe“ ein für ganz Serbien geltendes Besatzungsstatut aufdrängen, das einen weitgehenden Verzicht auf seine staatliche Souveränität beinhaltet hätte. Andreas Zumach war schon damals eine enorm wichtige und verlässliche Informationsquelle für die Friedensbewegung. Er hatte als Erster in der „taz“ den zunächst geheim gehaltenen ominösen Anhang B zum Vertragsentwurf bekannt gemacht. (2/2000, Sept., 12). Ihm kann man auch abnehmen, dass die US-amerikanische Außenministerin Madeleine Albright in Rambouillet gesagt hat: Wir müssen die Latte so hoch legen, dass Milosevic (der serbische Präsident) nicht springen kann. Der Oberbefehlshaber der NATO-Streitkräfte im Kosovo, General Clark, hat nach Kriegsende erklärt, Milosevic habe noch rechtzeitig kapituliert, „sonst hätte die NATO weitergebombt, … seine Infrastruktur pulverisiert. Wir hätten die Nahrungsmittelindustrie zerstört, die Heizkraftwerke. Wir hätten alles getan, was nötig gewesen wäre.“(2/2000, Sept., 12). Schon diese Drohung eines der westlichen „Wertegemeinschaft“ verpflichteten Militärs mit einer so flagranten Missachtung des Kriegsvölkerrechtes wäre erschreckend, die Sache wird aber noch schlimmer, wenn man sich klarmacht, dass die NATO faktisch mit der Ausführung dieses Kriegsverbrechens begonnen hatte (s. u.!).


Manche Beobachter meinten, der Kosovo-Krieg spiele sich ab in einem großen geostrategischen Raum bis hin zum Mittleren Osten mit seinen strategischen Ressourcen und die USA hätten hier auch ihre wirtschaftlichen Interessen vertreten.33 Unverblümt schrieb dazu Thomas Friedmann, Berater der amerikanischen Außenministerin M. Albright, in der New York Times: „Damit der Globalismus funktioniert, darf Amerika sich nicht scheuen, als die allmächtige Supermacht aufzutreten, die es ist. Die unsichtbare Hand des Marktes wird nie ohne eine unsichtbare Faust funktionieren. McDonald kann nicht ohne den F-15-Konstrukteur McDonell florieren.“(2/2000, Sept., 15).


Am Ende des Referats wird besonders unterstrichen, was daraus für die weitere Arbeit des FFE folgt: „Die Friedensfrage ist im Kontext marktradikaler Globalisierung zu bearbeiten.“ (2/2000, Sept., 16).


Programmatisch war auch, dass beim Studientag Natalja Lescesen, Betriebsrätin bei Siemens in Karlsruhe, zu Worte kam. Frau Lescesen stammte aus der ethnisch sehr bunt gemischten serbischen Region Vojvodina. In einem langen Diskussionsbeitrag wandte sie sich leidenschaftlich gegen die Dämonisierung der Serben, denen man praktisch die Alleinschuld am Krieg zuschrieb. Sie forderte eine differenziertere Sicht auf den Konflikt jenseits des „perception management“ der NATO und beklagte als Betroffene die bei uns kaum wahrgenommenen Wirkungen des NATO-Krieges, der militärischen wie der politischen, auf die Bevölkerung: „Waren die Bomben und Raketen, abgefeuert von NATO-Schiffen aus der Adria und mit Plutonium angereicherten Sprengsätzen der Dank der Europäer für das vorbildliche Zusammenleben unterschiedlicher Nationalitäten in der Vojvodina? Hat die Zerstörung von Novi Sad ein besseres Europa geschaffen? Wem haben die vielen zivilen Opfer genützt? … Alle Industrieanlagen, alle Brücken, viele Kindergärten und Schulen, viele Wohnhäuser, … Krankenhäuser, Wasserwerke, Stromanlagen usw. Warum?“ (2/2000, Sept., 19).


Im Rundbrief wurde das Statement abgedruckt, obwohl man nicht alles unterschreiben konnte, was Frau Lescesen behauptete. Die Redaktion hat das damals damit begründet, dass man ja „ein breites Spektrum von Überzeugungen und Ansichten ins Gespräch“ bringen möchte, „um dadurch das Ringen um die Urteilsbildung zu qualifizieren.“(2/2000, Sept., 17). Heute wird man eher ein solches Ereignis am Anfang programmatisch nennen, weil es zum Stil des FFE gehört, gegen die Regeln der political correctness die in der öffentlichen Wahrnehmung zu kurz gekommene tatsächliche Wirklichkeit zu Worte kommen zu lassen.


Erklärungen, Stellungnahmen und Briefe des FFE und des Leitungskreises (LK) sind in einer besonderen Abteilung dieser Festschrift nachzulesen. Die für das FFE grundlegende Kundgebung, die nach Diskussion der beiden Referate beim ersten Studientag verabschiedet wurde, wird an dieser Stelle abgedruckt:


„Erklärung zum Kosovo-Krieg




	Erneut und durch die Ereignisse des Kosovo-Krieges besonders herausgefordert, stellen wir fest, daß es uns in den Kirchen noch immer nicht gelungen ist, ein deutliches ethisches Urteil zu sprechen zu Androhung und Anwendung von Gewalt als Mittel der Politik.


	Der Kosovo-Krieg hat gezeigt, wie viele Falschinformationen den Kriegsbeginn und Verlauf in der Öffentlichkeit zu legitimieren versuchten. Solche Desinformationen dienen nach wie vor zur Begründung und Rechtfertigung von militärischen Interventionen. Auch die kirchlichen Stellungnahmen waren von dieser Informationspolitik beeinflusst.


	Wir stellen fest, dass selbst das Potential früherer grundsätzlicher kirchlicher Äußerungen in diesem Konflikt vergessen und nicht als Begrenzung und Bestreitung des Rechts der militärischen Intervention zur Geltung gebracht wurde.


	Der christliche Hinweis in den kirchlichen Stellungnahmen auf das unvermeidliche Schuldig-Werden im politischen Handeln wurde missbraucht zur einfachen Selbstrechtfertigung der Politik.


	Daraus folgt: Die Kirche muss entschiedener und eindeutiger auf Gottes Gebot hinweisen. Sie muss die Einsicht fördern, dass Krieg und militärische Intervention nicht den Unfrieden in Frieden umwandeln können, sondern das Leid fortsetzen oder gar verschlimmern.


	Wir vom FFE ziehen für die Kirche die Lehre aus diesem Krieg, dass wir viel kritischer mit den angebotenen Informationen umgehen müssen. Bei der Meinungsbildung müssen wir unbedingt stärker die Stimmen der Ökumene einbeziehen.


	Nun geht es darum, das Geschehen dieses Krieges und die kirchlichen Stellungnahmen dazu aufzuarbeiten. Dazu gehört, dass wir auch in der Kirche entschlossener die Diskussion um das Verhältnis von internationalem Recht, Menschenrechten und nationalen Verfassungen führen.


	Der Streit über die richtigen Wege zum Frieden muss unter Christinnen und Christen neu entbrennen!“ (2/2000, September, 1).
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